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öffentlich

Gemeinde Henstedt-Ulzburg
Der Bürgermeister

FB 1 Verwaltungssteuerung und -service
28.09.2016 / 1

Beratungsvorlage VO/2015/286-04
öffentlich

Künftige Organisation des Kindertagesstättenbereiches
hier: weitere Vorgehensweise

Beratungsfolge:

11.10.2016 Hauptausschuss Entscheidung

Sachverhalt:
Mit der weiteren Vorgehensweise zur Auswahl einer zukünftigen Organisationsform für den 
Kindertagesstättenbereich hat sich der Hauptausschuss (gemeinsam mit dem Kinder- und 
Jugendausschuss) in seiner Sitzung am 13.09.16 befasst.

Jeweils mehrheitlich wurden vom Hauptausschuss (sowie vom Kinder- und Jugendausschuss) 
in der Sitzung beschlossen, 
­ auf einen Workshop zur Festlegung von Zielen/Kriterien zu verzichten und 
­ stattdessen in einer gemeinsamen Gesprächsrunde zwischen Verwaltung und Politik sich 

über die Vorstellungen zu einer möglichen Betriebsform für den zukünftigen Betrieb mit 
der Zielsetzung auszutauschen, Einvernehmen für eine Rechtsform zu erzielen.

Anders als im Kinder- und Jugendausschuss konnte im Hauptausschuss jedoch kein Ergebnis 
über die Zusammensetzung der Gesprächsrunde erzielt werden. Der Beschlussvorschlag der 
Verwaltung, zu dieser Gesprächsrunde

1. zehn Vertreter/innen der in der Gemeindevertretung vertretenen Fraktionen (2 je 
Fraktion)

2. zehn Mitarbeiter/innen der Verwaltung (einschl. Personalrat, Gleichstellungsbeauftragte, 
Rechnungsprüfungsamt)

3. Dr. Gniechwitz, KPMG
4. ein/e Moderator/in

einzuladen, wurde mit Stimmengleichheit abgelehnt. Im Anschluss kamen die Ausschussmit-
glieder überein, in der Oktober-Sitzung des Hauptausschusses erneut hierüber zu beraten 
und zu entscheiden.

Auf die Niederschrift zu TOP 3 über diese Sitzung sowie die Vorlage VO/2015/286-03 wird 
ergänzend verwiesen.

Die Verwaltung hält an ihrem Beschlussvorschlag zur Zusammensetzung der Gesprächsrunde 
fest.
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Beschlussverfolgung: 

Nein X Ja: geplante Erledigung bis: 30.11.16

Finanzielle Auswirkungen:

Nein X Ja:

a) Einmalige Kosten/Jahr: EUR 1.200,00
b) Folgekosten/Jahr: EUR 

c) Haushaltsmittel stehen Nein X Ja
zur Verfügung:

d) Prüfergebnis X Nein Ja (siehe Erläuterungen)
Fördermöglichkeiten:

Erläuterungen zu Buchstabe a) ggf. Beratungskosten KPMG und Kosten ext. Moderation 

Beschlussvorschlag:
Der Hauptausschuss beschließt zu der am 13.09.16 beschlossenen gemeinsamen Ge-
sprächsrunde von Politik und Verwaltung einzuladen:
1. zehn Vertreter/innen der in der Gemeindevertretung vertretenen Fraktionen (2 je Frak-

tion)
2. zehn Mitarbeiter/innen der Verwaltung (einschl. Personalrat, Gleichstellungsbeauf-

tragte, Rechnungsprüfungsamt)
3. Dr. Gniechwitz, KPMG
4. ein/e Moderator/in

Anlage/n:
./.

Bauer
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